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Unsere hierzu in den Deutschen
Bundestag eingebrachten
Forderungen: 

 ■ Wir sind gegen Sonntags- und Feiertagsver-
bote, mit denen Motorradfahrer von beliebten 
Strecken und Ausflugzielen ferngehalten wer-
den sollen;

 ■ Lärmemissionsgrenzwerte für Motorräder 
müssen sich an den realen physikalischen so-
wie nach dem Stand der Technik erreichbaren 
Gegebenheiten eines Verbrennungsmotors 
und seiner jeweiligen Leistung orientieren; 

 ■ Eine einseitige Bevorzugung von Elektro-Mo-
torrädern lehnen wir ab; 

 ■ Wir sprechen uns gegen die Halterhaftung aus, 
da diese den Verfassungsgrundsatz »Keine 
Strafe ohne Schuld« 
verletzen würde;  

 ■ Wir setzen auf Ei-
genverantwortung 
statt Strafe und 
unterstützen Initi-
ativen, mit denen 
Motorradfahrer 
für die Vermei-
dung unnötiger 
Lärmemissionen 
sensibilisiert 
werden.

Die AfD-Bundestagsfraktion ist 
gegen Sonntags- und Feiertags-
verbote, mit denen Motorrad-
fahrer von beliebten Strecken 
und Ausflugzielen ferngehalten 
werden sollen.
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gegen das Ausspielen verschiedener gesellschaft-
licher Gruppen gegeneinander. Wir setzen auf Ver-
nunft, Verständnis und ein verantwortungsvolles 
Handeln unserer freien Bürger untereinander. Wir 
sind gegen Verbote. Stattdessen plädieren wir da-
für, Initiativen zu unterstützen, die Motorradfahrer 
für ein rücksichtsvolles Verhalten gegenüber an-
deren Verkehrsteilnehmern und Anwohnern sen-
sibilisieren.

Individuelle Freiheit für Motorradfahrer 

In der AfD-Bundestagsfraktion handeln wir nach 
dem Motto: »Freie Fahrt für freie Bürger«. Die freie 
individuelle Mobilität ist für uns ein hohes Gut. Dies 
gilt sowohl für private Automobile als auch für Mo-
torräder und Mopeds. Aus diesem Grund setzen wir 
uns nachdrücklich für eine uneingeschränkte Nut-
zung des motorisierten Zweiradverkehrs ein.
 
Wir stellen uns damit den Bestrebungen der Bun-
desregierung entgegen, Fahrern von Motorrädern 
mit Verbrennungsmotor durch unverhältnismä-
ßig niedrige Lärm- und Abgasvorgaben ihr Hobby 
mittelfristig unmöglich zu machen. Ein allgemein-
gültiger Grenzwert für verschiedene Fahr- und 
Messsituationen verkennt die physikalischen Ge-
gebenheiten eines Motors. Der von den anderen 
Fraktionen in der Bundesratsdrucksache 125/20(B) 
mehrheitlich geforderte maximale Grenzwert von 
80 dB(A) – über alle Betriebszustände hinweg – 
hätte zudem zur Folge, dass der Betrieb der meis-
ten aktuell verkauften Motorräder nicht mehr zu-
lässig wäre.

Motorradfahren ist auch ein Freizeitvergnügen, 
das insbesondere an freien Tagen und Wochen-
enden gerne genutzt wird, um in touristisch reiz-
vollen Gebieten unterwegs zu sein. Davon ausge-
hender unnötiger Lärm und riskante Fahrmanöver 
stellen eine Belästigung von Anwohnern und eine 
Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer  dar. Die-
ses Fehlverhalten kann bereits heute entsprechend 
sanktioniert werden. Eine pauschale Vorverurtei-
lung von Motorradfahrern und eine daraus folgen-
de Kollektivbestrafung lehnen wir entschieden ab.
 
Bei politischen Maßnahmen sollte es um einen le-
gitimen Interessenausgleich gehen. Wir sind gegen 
eine gesellschaftliche Spaltung und damit auch 

Individuelle Freiheit für Jugendliche 

Aus unserer Sicht ist es dringend notwendig, in der 
Debatte über den freien Individualverkehr ein be-
sonderes Augenmerk auch auf die Mobilität unse-
rer Jugend im ländlichen Raum zu richten. 

Der öffentliche Nahverkehr in ländlichen Regio-
nen beschränkt sich zumeist auf wenige Busver-
bindungen am Tag. Das bedeutet in der Regel, dass 
die Fahrt zur Schule weitestgehend sichergestellt 
ist. Lehrlinge in Handwerks- und Industrieberu-
fen können diese Möglichkeit jedoch nur bedingt 

wahrnehmen, da die angebotenen Verbindungen 
entweder weit vor oder erst nach Arbeitsbeginn 

stattfinden. Der von der Bundesregierung viel-
fach suggerierte Ausbau dieser kollektiven 
Verkehrsanbindung ist unrealistisch, da die 
Kosten für diese Maßnahmen den finanziel-
len Rahmen sprengen.

Für Jugendliche ist neben der Ausbildung be-
sonders die Teilnahme am gesellschaftlichen 

Leben wichtig. Darunter fallen zum Beispiel 

sportliche Aktivitäten, Hobbys, kulturelle Veran-
staltungen, Treffen mit Freunden, Festveranstal-
tungen und Club- oder Disco-Besuche. Da Fest- und 
Kulturveranstaltungen meist in der nächstgröße-
ren Gemeinde stattfinden, sind die Jugendlichen 
auf den motorisierten Individualverkehr angewie-
sen – hier vor allem auf Leichtkrafträder, da diese 
bereits ab 15 Jahren geführt werden dürfen. Um die 
Mobilität unserer Jugendlichen weiter auszubauen, 
befürworten wir außerdem die Senkung des Min-
destalters zum Erwerb eines Pkw-Führerscheins 
auf 16 Jahre (Führerscheinklasse B).

Motorradfahren ist auch ein Frei-
zeitvergnügen, das insbesondere 
an freien Tagen und Wochen-
enden gerne genutzt wird, um in 
touristisch reizvollen Gebieten 
unterwegs zu sein.


